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„Stadtteil im Wald – nicht über dem Wald“
Geplante Nachverdichtung sorgt für Unmut / Debatte über Geschosshöhe und Zahl der Parkplätze

Von unserem Mitarbeiter
Heinz Klusch

Noch ist nichts entschieden, aber das
Thema „Nachverdichtung“ sorgt bereits
jetzt in der Waldstadt für große Aufre-
gung. So versammelten sich am Samstag
über 200 Bürger auf dem Gelände der
ehemaligen Tankstelle in der Kolberger
Straße, um sich über die geplanten Bau-
maßnahmen zu informieren und ihrem
geballten Unmut Luft zu verschaffen.
Der „Ortstermin“ war von einer Bürger-
initiative organisiert worden, die im ver-
gangenen Jahr gegründet wurde. Ihre
Zielsetzung: In der Waldstadt soll eine
„unverhältnismäßige Nachverdichtung“
verhindert werden.

Das Gelände in der Kolberger Straße
zählt für die Planer zu den „minder-
genutzten Flächen“, auf denen neuer
Wohnraum geschaffen werden soll. So
soll dort nun ein privater Investor drei
fünfstöckige Gebäude errichten, ange-
dacht ist auch ein achtstöckiges Punkt-
haus. Für Hans Diefenbach, Sprecher
der Initiative, ist das nicht hinnehmbar:
„Die Höhe und die Abstände der neuen
Häuser bedeuten einen drastischen Ein-
griff in den bisherigen Charakter der
Waldstadt.“ Diefenbach verwies auch
darauf, dass auf dem Gelände bereits
Vermessungen stattgefunden haben und
zu fällende Bäume markiert wurden.
Das nährt den Verdacht der Initiative,
dass der Investor noch angrenzende
Waldflächen erwerben will. Damit wür-
de die neue Bebauung direkt an die an-
grenzenden Einfamilienhäuser heran-
reichen. Zudem würde durch die neuen
Bewohner die Parkplatzsituation ver-
schärft und das Verkehrsaufkommen
gesteigert. Der Bürgerverein Waldstadt
steht voll hinter den empörten Bürgern.
Nach den Worten des Vorsitzenden Hu-

bert Keller sei man nicht grundsätzlich
gegen eine Nachverdichtung, sie müsse
aber maßvoll sein. Die geplanten acht
Stockwerke auf dem Tankstellengelän-
de findet er inakzeptabel: „Im Rahmen-
plan geht man von einer Bebauung bis
zur Baumhöhe aus, das sind 15 Meter
oder höchstens fünf Geschosse. Wir sind
ein Stadtteil im Wald und nicht über
dem Wald.“ Keller hielt den städtischen
Planern vor, sie seien von fragwürdigen

Zahlen ausgegangen. So sei bei der
Parkplatzberechnung der ursprüngliche
Faktor von 1,2 Stellplätzen pro Wohn-
einheit auf 0,7 gesenkt worden. Die Be-
gründung: Es seien genügend Stellflä-
chen vorhanden, und „Studenten hätten
eh kein Auto.“ Dieses Statement sorgte
für Empörung bei den Anwesenden, die
als Anlieger andere Erfahrungen haben.
Alle im Gemeinderat vertretenen Par-
teien waren zumindest mit einem Ver-

treter vor Ort und brachten sichmit kur-
zen Statements ein. Der gemeinsame Te-
nor: Noch sei nichts entschieden, aber
eine Nachverdichtung müsse sozial und
ökologisch verträglich sein. Bürger soll-
ten dazu ihre Vorschläge artikulieren.
Hans Diefenbach forderte eine inter-
fraktionelle Initiative, um auf die Pla-
nung Einfluss zu nehmen: „Dann muss
die Politik dem Investor eben sagen, was
er bauen darf.“

ZAHLREICHE BÜRGER besuchten am Samstag eine Informationsveranstaltung in der Kolberger Straße zur geplanten Nachverdichtung
in der Waldstadt. Foto: Sandbiller
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Energie imBlick
triebstechnologie ist der enorme Ver-
brauch von Kupfer; für ein Elektroauto
wird doppelt soviel Kupfer gebraucht
wie bei einem vergleichbaren Fahrzeug
mit Verbrennungsmotor. Außerdem wer-
den für die Herstellung der Lithium-
Ionen-Akkumulatoren enorme Mengen
an Lithium gebraucht, ein Rohstoff, des-
sen Gewinnung die Umwelt stark belas-
tet. Außerdem sind die größeren Lithi-
um-Vorkommen/Ressourcen in Südame-
rika, aber auch in China, also in Län-
dern, in denen Umweltschutz nicht so
geprägt ist wie in Europa. Es gibt noch
einen nicht zu vernachlässigenden Si-
cherheitsaspekt: Lithium-Ionen-Akkus
reagieren auf Entladung sehr empfind-
lich und können im Extremfall Feuer
fangen. Nun kommt die Frage: woher soll
der Strom kommen? Da Deutschland be-
reits die Atomtechnologie abgeschrieben
hat und in 20 Jahren auch die Kohlever-
stromung, sollen Solarpaneele und
Windräder in der Nordsee dafür sorgen,
dassMobilität mit Elektromobilität auch
realisierbar ist. Zum Schluss komme ich
auf das Thema Verbrennungsmotor als
Auslaufmodell: nein, das glaube ich
nicht, in 30 Jahrenwerden noch Fahrzeu-
ge mit Verbrennungsmotoren fahren.
Hier werde ich mich nur auf die Land-
technik beschränken, also die Technik,
die Landwirtschaft ermöglicht und un-
sere tägliche Nahrung sichert. Ich kann
mir absolut nicht vorstellen, dass Trak-
toren und Mähdrescher mit Elektroan-
trieb über die Felder fahren. Man könnte
Elektrooberleitungen legen, wie die
Busse in bestimmten Städten, nein rein
utopisch. Für bestimmte Arbeiten auf
dem Hof wie Viehfüttern gibt es bereits
Hybridfahrzeuge, aber entfernt vomHof
– undenkbar.

Etienne Gentil
Karlsruhe-Nordweststadt

Zum Leserbrief „Wir müssen radikal
runter“:
Ich bin Jahrgang 1949, war 40 Jahre im
Servicebereich in der Landmaschinen-
industrie tätig und kenne die Verhält-
nisse in der Landwirtschaft in Deutsch-
land, Europa und auch in Afrika sehr
gut. Die Landwirtschaft ist in erster Li-
nie in fast allen Ländern der Welt dafür
da, Nahrungsmittel beziehungsweise
Rohstoffe für die Nahrungsmittelpro-
duktion zu erzeugen. Sicher gibt es be-
stimmte Industrieprodukte, die auf Bio-
rohstoffen basieren und von auf Äckern
angebauten Pflanzen gewonnen werden.
Raps spielt hier eine untergeordnete
Rolle, zwar wird RME (Raps Methyl Es-
ther) im Dieselkraftstoff beigemischt,
aber nur in einer kleineren Menge, da es
sich nicht sonderlich gut mit modernen
Dieseleinspritztechnologien verträgt.
Für in Benzinkraftstoff beigemischtes
Bioethanol (E10) wird nur minderwerti-
ges Getreide, was nicht für Nahrungs-
mittel oder Viehfutter taugt, verwendet.
Im Grunde werden in Zukunft die Bio-
kraftstoffe bestimmt eine Rolle spielen,
aber nicht die Hauptrolle und somit die
dafür angebauten Ackerflächen eine ge-
ringe Prozentzahl der verfügbaren land-
wirtschaftlichen Flächen erreichen. Auf
Palm- beziehungsweise Sojaöl haben wir
in Europa keinen Einfluss, außer man
verbietet Nutella, da Palmöl ein wesent-
licher Bestandteil davon ist. Sicher wer-
den in absehbarer Zeit neue Antriebs-
technologien zur Verfügung stehen.
Wenn Leserbriefschreiber Block E-Autos
als Beispiel nennt, ist es nur ein Aspekt
und einsetzbar, wenn die Nachladelogis-
tik der Batterien ausgebaut ist – und im
Moment sieht es nicht danach aus. Zu-
mal die Reichweite von aktuellen E-Au-
tos noch verbesserungsbedürftig ist. Ein
anderer Aspekt der elektrischen An-

Reicht ein
Fastnachtsumzug?
Zum Karlsruher Fastnachtsumzug:
Mit bis zu 300 000 Besuchern und
100 Nummern war der Karlsruher
Fastnachtsumzug einst der größte im
Land. Zusätzlich wollten den Durla-
cher Umzug zu Bestzeiten ebenfalls
über 100 000 Menschen sehen. Und
auch in Daxlanden und Grötzingen
feierten die Narren ausgelassen. Und

heute? Nur noch ein Bruchteil! Und
das ist – wie in diesem Jahr – nicht nur
dem schlechten Wetter geschuldet.
Die Frage stellt sich deshalb, ob
Karlsruhe wirklich noch zwei große
Umzüge braucht oder nicht besser den
Durlacher und den durch die City zu-
sammenlegt. Das könnte dann jähr-
lich abwechselnd geschehen – wie
beispielsweise in Mannheim und Lud-
wigshafen auch.

Reinhard Hausch
Karlsruhe-Rüppurr

OhneVerzug bauen
von der Industrie auf beiden Seiten des
Rheins und deren Wertschöpfung. Die
benötigten Arbeitskräfte kommen aus
beiden Bundesländern sowie dem nahen
Elsass. Sie alle sind von einer funktio-
nierenden Verkehrsinfrastruktur ab-
hängig. Unverständlich sind vor diesem
Hintergrund Äußerungen aus dem Ge-
meinderat Karlsruhe, etwa wenn Pend-
ler als „Sintflut“ bezeichnet werden.
Dass sich die Naturschützer vom BUND
einseitig für Natur und Umwelt einset-
zen, ist selbstverständlich.
Die Belange der betroffenen Menschen
zu berücksichtigen, wäre Aufgabe der
Politik. Doch diese will keine Verant-
wortung übernehmen. Also müssen wie-

der einmal Gerich-
te herhalten, um
Entscheidungen
herbeizuführen, an
die sich andere
nicht wagen. Kein

Wunder, wenn diese über Überlastung
klagen. Wir sind #PRO2 – eine Initiative
der Industrieunternehmen am Mittleren
Oberrhein für eine zweite Rheinbrücke
Karlsruhe-Wörth. Sie wurde im Dezem-
ber 2015 von Unternehmen und Be-
triebsräten aus der Region ins Leben ge-
rufen. Mit dabei sind beispielsweise Sie-
mens, Daimler, MiRO und Stora Enso.
Die Unternehmen beschäftigen zusam-
men etwa 20 000 Arbeitnehmer aus der
Region, die direkt sowie indirekt vom
„Einbrücken-Verkehrschaos“ betroffen
sind.
Die Brückenertüchtigung mit ihren
massiv negativen Auswirkungen auf un-
sere Betriebe und unsere Mitarbeiter
unterstreicht nochmals unsere Forde-
rung: Bau einer zweiten Rheinbrücke
und Anbindung an die B36 ohne Verzug!

Peter Hauck
Vorsitzender #PRO2
Pro Initiative zweite Rhein-
brücke Karlsruhe-Wörth e.V.

Zur zweiten Rheinbrücke:
Die Technologieregion bezeichnet sich
auf ihrer Website als eine der leistungs-
stärksten Wirtschaftsregionen in
Europa. Sie möchte sich durch engagier-
te Wirtschaftsförderung als attraktiven
Firmenstandort für Unternehmen aller
Branchen auszeichnen, für Handwerks-
unternehmen ebenso wie für Global
Player, bundesländerübergreifend dies-
seits und jenseits des Rheins. Ein Fokus
bei der Entwicklung der Region liegt auf
Mobilität. Wie passt dann Folgendes?
Seit Jahren ist bekannt, dass die Rhein-
brücke Karlsruhe-Wörth ein Nadelöhr
darstellt, über das täglich zigtausend
Pendler zu den Arbeitsplätzen der at-
traktiven Unter-
nehmen fahren,
immer wieder kon-
frontiert mit Staus.
Auch jetzt wäh-
rend der Ertüchti-
gung der Rheinbrücke kosten verkehrs-
bedingte Verzögerungen Tausenden ihre
Freizeit und den betroffenen Firmen viel
Anwesenheitszeit ihrer Mitarbeiter. Wer
versucht, den öffentlichen Schienennah-
verkehr zu nutzen, muss sehr schnell
feststellen, dass damit noch mehr Frei-
zeit zu opfern ist: Enge Taktung – Fehl-
anzeige. Pünktlichkeit – fragwürdig.
Weiterkommen von Bahnhaltepunkten –
oft nicht möglich.
Also suchen viele Pendler die Lösung,
sofern möglich, in früherem Arbeitsbe-
ginn, teilweise schon ab 5 Uhr. Oder sie
wählen, je nach Wohnort, die Strecke
über die Rheinbrücken Germersheim,
Beinheim oder Iffezheim, um einigerma-
ßen pünktlich und mit vertretbarem
Zeitaufwand an ihre Arbeitsplätze zu
kommen. Damit belasten sie die umlie-
genden Gemeinden und deren Anwoh-
ner.
Wie war das nochmal? „Attraktiver
Firmenstandort“ hat sich die Region auf
die Fahnen geschrieben – unter anderem
auch die Stadt Karlsruhe. Doch deren
Gemeinderat hat beschlossen, gegen die
zweite Rheinbrücke zu klagen, also der
Gemeinderat derselben Stadt, die im re-
gionalen, bundesländerübergreifenden
Aktionsbündnis Technologieregion ge-
meinsam mit den anderen Partnern aus
Unternehmen, Kammern, Wissen-
schaftseinrichtungen und Kommunen
die Entwicklung der Region gestalten
will mit dem Ziel, diese als Wirtschafts-
standort zu stärken und das unter ande-
rem mit dem Fokus auf Mobilität. Die
Region Karlsruhe profitiert sehr stark

Unternehmer kämpfen
für zweite Rheinbrücke

Wir bitten die Einsender von Leser-
briefen, ihre Telefonnummer anzu-
geben. Es stellt sich immer wieder
heraus, dass Rückfragen erforderlich
werden, die mit einem Telefonanruf
geklärt werden können. Die Redakti-
on behält sich das Recht auf Kürzung
vor. Leserbriefe spiegeln die Meinung
der Einsender wider, die nicht mit der
Ansicht der Redaktion übereinstim-
men muss. Die Redaktion
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